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MOBIL-EXTRA 

VW: Das erste 
Dreiliter-Auto 
Auf  dem Automobil-Salon '98 
in Paris stellt Volkswagen das 
erste Dreiliter-Auto der  Welt 
(Lupo).vor. Seite 9 

WIRTSCHAFT 

Devisenhandel 
wieder erlaubt 
In Russland wurde ein Devi-
senhandelsstop verfügt. Seit 
gestern dürfen sie wieder han­
deln. Seite 11 

T A G E S S C H A U  

«. . .  und ein Glaube ans 
Gute» 
Wie abgemacht:, Sie aus der  Pfalz, e r  aus Mau­
ren, begegnen sich in der  Schweiz. «Er ist's - sie 
ist's!» Heute  leben Patricia und Paul  Mat t  mit 
ihren zwei kleinen Kindern in Mauren - Patri­
cia als «Ausländerin». Drei Monate Leben kann 
Sebastian vorweisen, gesunder kleiner Kerl, e r  
habe schon «früh gelacht». Seite 5 

Diskussionen um die 
Schulreform 
Nichts löst im Moment heftigere Diskussionen 
aus als die neue Schulreform, die sich in d e r  Ver­
nehmlassung befindet. Die Meinungen sind ver­
schieden, welches sind Argumente dafür oder  
dagegen? Näheres auf  de r  Seite 6 

Vorstand einstimmig 
gewählt 

Gestern wurde in Vaduz die ordentliche Dele­
giertenversammlung des Liechtensteiner Fuss­
ballverbandes abgehalten. Bei der  Wahl des 
neuen Vorstandes (Bild) gab es  dabei keine 
grossen Überraschungen, die zur  Wahl vorge­
schlagenen Personen wurden einstimmig ge­
wählt. Lediglich in der  Budgetfrage kam es zu 
einer knappen 8:7-Entscheidung. Gestartet  
wurde die Versammlung im Gasthof  Löwen mit 
einem filmischen Beitrag über die erfolgreiche 
Qualifikation für die EM-Endrunde de r  U16-
Auswahl. Seite 13 

«Das geht uns einen 
Dreck an» 
«Der  Bundesrat  kann aufatmen», heisst es, 
nachdem die Schweiz in e ine r  Abst immung 
vergangenes Wochenende die leistungsab­
hängige Verkehrsabgabe (LSVA) angenom­
m e n  hat.  Chauffeure und  Speditionen a tmen 
ers t  einmal tief, wenn  sie a n  die erheblichen 
Mehrkosten denken.  Wir befragten hiesige 
Unternehmen,  was dies für Liechtenstein be­
deutet .  Von Eber le  Transporte, Triesenberg, 
wurden wir bei unserer telefonischen Anfrage 
a n  die Gewerbe-  und  Wirtschaftskammer ver­
wiesen. Seite 7 

Solidarität mit 
Bergbevölkerung 
Über  83 Millionen Franken hat  die Schweizer 
Patenschaft für Berggemeinden in den  letzten 5 
Jahren gesammelt und vermittelt - u n d  damit 
ein Investitionsvolumen von über 332 Millionen 
Franken für dringend benötigte Infrastruktur-
Projekte in finanzschwachen Berggemeinden 
ermöglicht. Seite 10 

«Kämpfe im Kosovo 
beendet» 
Die Nato hat a m  Montag mit grosser Skepsis 
auf das von der  serbischen Regierung verkün­
dete Ende ihrer Offensive im Kosovo reagiert. 
Man erwarte konkrete Handlungen und  nicht 
nur Ankündigungen, sagte ein hoher Nato-Ver­
treter in Brüssel. Auch das internationale Ko­
mitee vom Roten  Kreuz (IKRK) reagierte mi t  
«Vorsicht» au f  die Ankündigung. Seite 19 

Unterschreiben Sie die 
Das FBPL-Präsidium möchte die Initiative in die Oktober-Sitzung des Landtags bringen 

Die Unterschriftensammlung 
für die FBPL-Initiative ist 
am Wochenende angelaufen. 
FBPL-Präsident Dr. Norbert 
Seeger ist zufrieden mit dem 
Start und den bereits zusam­
mengekommenen Unterschrif­
ten:«Viele haben bereits un­
terschrieben. Mein Aufruf an 
alle: Unterschreiben Sie die 
Initiative jetzt!» 
Warum gerade sofort unterzeich­
nen?  FBPL-Präsident Dr.  Norbert  
Seeger weist darauf hin, dass es de r  
FBPL nicht darauf ankommt, mög­
lichst viele Unterschriften zusam­
menzubringen, sondern möglichst 
bald die notwendige Unterschrif­
tenzahl einreichen zu können, damit 
die Initiative noch in d e r  Oktober-
Sitzung des Landtag^  behandelt 
werden kann. Nach dieser zeitlichen 
Planung wäre  Gewähr  dafür gebo­

ten, dass d e r  Staat bereits a b  Jahres­
beginn 1999 die Krankenkassen-
Prämien für  bestimmte Versiche­
rungsgruppen ganz oder  teilweise: 
übernimmt - als soziale Massnahme^ 
vor allem für Familien mit Kindern, 
für Rentner,  für Alleinerziehende 
mit niedrigem Einkommen, für  A r ­
beitslose, für  Lehrlinge und Studen­
ten. 

«Wir sind in Liechtenstein in d e r  
glücklichen Lage, dass wir die 
Mehr-wertsteucrerhöhung, die. wir 
aufgrund -zwischenstaatlicher A b ­
machungen im Gleichschritt mit  
der  Schweiz auf Beginn des Jahres 
1999 vornehmen werden, im Unter­
schied zur Schweiz nicht brau­
chen», betonte FBPL-Präsident 
Norbert Seeger in einem Zeitungs­
beitrag. Dabei geht es nicht einfach 
um eine Geldverteilung, sondern 
um eine sozialpolitische Sofortmass-
nahme: «Wir erachten e s  als richtig, 
diese nicht byjötigten Mittel d e m  

FBPL-Präsident Dr. Norbert See­
ger: « Unterschreiben Sie jetzt die 
Volksinitiative!» (Bild: Pro Colora) 

Volk atif sinnvolle Weise zurückzu­
erstatten». 

Es  geht bei der  FBPL-Volksinitia­
tive nicht u m  ein Gegenstück zu de r  

von der  Regierung beabsichtigten 
Gesundheitpreform. Im Gegenteil, 
die Reform des Gesundheitswesens 
wird auch von der  Bürgerpartei als 
dringend notwendig erachtet. 

Eine grundlegende Reform ist 
aber eine langfristige Angelegen­
heit, die nicht von heute auf  morgen 
realisiert werden kann. Bis zu dieser 
Verwirklichung will die FBPL die 
Versicherten nicht warten lassen, 
weil immer mehr  Menschen die ste­
tig gestiegenen und weiter steigen­
den Krankenkassenprämien nicht 
mehr  oder  nur unter grossen E n t -
behrungei. bezahlen können. 

Nur wenn die Initiative auch zu­
stande komme, unterstreicht de r  
FBPL-Präsident, könnten die Ziele 
auch erreicht werden. «Unterschrei­
ben Sie die Volksinitiative jetzt», s o  
der  Aufruf des Parteipräsidenten, 
«Sie unterstützen damit eine soziale 
Gesellschaftspolitik, und die betrifft 
uns alle». (G.M.) 

SPD verhandelt 
mit Grünen 
BONN:  Einen Tag nach seinem 
triumphalen Wahlsieg hat der desi­
gnierte deutsche Bundeskanzler 
Gerhard Schröder die Weichen fiir 
seine künftige Regierung gestellt. 
Nach seiner Empfehlung beschloss 
der Vorstand der Sozialdemokraten 
(SPD), am Freitag Koalitionsver­
handlungen mi t  den Grünen aufzu­
nehmen. Sowohl S P D  wie Grüne 
vermieden es, Hinweise a u f  die per­
sonelle Besetzung von Schröders 
Kabinett z u  geben. Die bisherige 
Regierungskoalition aus Christde­
mokraten (CDU/CSU) u n d  Libera­
len (FDP) kündigte eine starke Op­
position an. I m  Bundestag k o m m e n  
SPD u n d  Griine a u f  insgesamt 345 
Sitze. Seite 18  

Bosnier werden weggeschickt 
Rückkehr für bosnische Kriegsvertriebene laut Regierung zumutbar 

Die Regierung erachtet die Rück­
kehr von Flüchtlingen aus Bosnien 
als zumutbar. Die Prüfung der An­
träge habe ergeben, dass die noch 
in Liechtenstein weilenden Kriegs­
vertriebenen bei einer Rückkehr 
nach Bosnien mit keiner asylrele-
vanteii Verfolgung zu rechnen ha­
ben. Gleichzeitig erachtet die Re­
gierung die Rückkehr nach Bosnien 
als zumutbar, selbst wenn der Her­
kunftsort durch andere Volksgrup­
pen besetzt und für die Rückkehrer 
nicht zugänglich ist. 
Liechtenstein hat in den vergange­
nen Jahren mehr als 350 Kriegsver­
triebenen aus Bosnien-Herzegowi­
na vorübergehend Schutz gewährt. 
Ziel dieser vorübergehenden Auf­
nahme war es, heisst es in einer ge­
stern veröffentlichten Stellungnah­
me der Regierung, den Menschen 
solange Schutz zu gewähren, bis e ine  

Rückkehr ins Herkunftsland keine 
unzumutbare^ Risiken mehr birgt. 

Die Regierung ha t  bereits im No­
vember 1997 beschlossen, die vor­
übergehende Aufhahme der  bosni­
schen Kriegsvertriebenen auf den 
30. April 1998 aufzuheben. Den  
hoch im Lande anwesenden Flücht­
lingen wurde daraufhin die Mög­
lichkeit angeboten, sich im Rahmen 
eines von der  Regierung finanzier­
ten Wiederaufbauprojekts für die 
Rückkehr anzumelden. 

Die Instandsetzüngsarbeiten des 
Wohnraums für die zur Teilnahme 
entschlossenen Personen begannen 
im Sommer 1997 und bereits im N o ­
vember reiste eine erste Gruppe von 
23 Bosniern lind Bosnierinnen auf­
grund dieses, angebotenen Pilot-
Projekts nach Sanski Most aus. In 
den Folgeprojekten wurde versucht, 
vermehrt auf  die individuellen Be­

dürfnisse der potentiellen Rückkeh­
rer  einzugehen, doch fand das Ange­
bot nur  schlechte Akzeptanz bei den 
verbliebenen Bosniern. Gerade  21 
Personen haben das Angebot in An­
spruch genommen. Im Februar 1998 
genehmigte die Regierung einen 
Kriterienkatalog, aufgrund dessen 
Anfang Mai 50 Personen, deren 
Rückkehr nach Bosnien als nicht zu­
mutbar erachtet wurde, die Aufent­
haltsbewilligung erteilt wurde. Diese 
50 Personen, die eine Jahresauf­
enthaltsbewilligung erhielten, sind 
Kriegswitwen mit betreuungsbe­
dürftigen Kindern, Folteropfer und 
Zeugen vor dem Kriegsverbrecher­
tribunal, Lehrlinge und Studenten 
bis zum Abschluss der  Ausbildung, 
gefährdete Personen sowie beson­
dere humanitäre Härtefälle. 

Im Mai 1998 erhielten die noch 
anwesenden und grundsätzlich aus­

reisepflichtigen Kriegsvertriebenen 
nochmals Gelegenheit, zur  Frage 
der  Rückkehr Stellung zu nehmen 
und dem Flüchtlingskoordinator 
einen Termin für ihre Ausreise be­
kannt zu geben. Die Flüchtlinge, die 
sich nicht für die Rückkehr ange­
meldet hatten, plädierten dabei auf 
einen weiteren Verbleib in Liech­
tenstein und konnten oder  wollten 
keine Ausreisetermine festlegen. 
Ihre Anträge auf weiteren Verbleib 
wurden daraufhin nochmals ge­
prüft, insbesondere ob asylrechtlich 
relevante Argumente vorgebracht 
wurden. Nach Prüfung dieser A n ­
träge wird die Fremdenpolizei nun  
in den nächsten Tagen damit begin­
nen, denjenigen, für die eine Rück­
kehr zumutbar erscheint, und die 
nicht unter den  Kriterienkatalog 
fallen, Wegweisungsverfügungen zu 
schicken. 


